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1 Anlass der Planung 
Im Bereich der Ortsmitte in Inning stehen mittelfristig auf mehreren 
Grundstücken Neuentwicklungen an. Für die Grundstücke FlNrn. 123, 125, 
125/1 und 125/2 (Gemarkung Inning) liegt der Gemeinde eine konkrete 
Bauanfrage vor. Vor diesem Hintergrund hat die Gemeinde eine 
städtebauliche Rahmenplanung für die Ortsmitte westlich des Marktplatzes, 
nördlich der Walchstadter Straße, westlich des Sportweges und beidseits der 
Pfarrgasse erstellen lassen. Die Renaturierung des Inninger Baches stellt einen 
wesentlichen Baustein der Rahmenplanung dar.  

Der Rahmenplan wurde in der Gemeinderatssitzung am 20.04.2021 gebilligt 
und soll als Grundlage für den vorliegenden Bebauungsplan dienen. 

In Abstimmung mit dem Landratsamt soll der Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes den gesamten Bereich der Ortsmitte umfassen, mit dem Ziel 
der Umsetzung der Rahmenplanung. Nachdem jedoch derzeit für einige Teile 
des Planungsgebietes keine konkreten Entwicklungsabsichten bestehen, wird 
zunächst nur für den sog. „Teilbereich A“ östlich des Inninger Baches, nördlich 
der Walchstadter Straße und westlich des Sportweges einschließlich der 
kommunalen Grundstücke um das Rathaus und das Feuerwehrhaus ein erster 
Teil-Bebauungsplan aufgestellt. Die weiteren Teilbereiche werden zu einem 
späteren Zeitpunkt konkretisiert. 

 

2 Verfahrensart 
Der Bebauungsplan soll als Bebauungsplan der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt werden. Für die 
Beurteilung ist gem. § 13a BauGB nur die Grundfläche (GR)/ Grundflächenzahl 
(GRZ) nach § 19 Abs. 2 BauNVO heranzuziehen. 

Beim zukünftigen Bebauungsplan sind die Teilbebauungspläne A und B 
kumulativ zu betrachten. Der Schwellenwert gem. § 19 Abs. 2 BauNVO wird 
mit einer GR von etwa 21.000 m2 überschritten. Dieser Wert ergibt sich aus der 
überschlägigen Berechnung mit einer über das gesamte Gebiet ermittelten 
GRZ von 0,8. Dies ist ein Maximalwert, der sich für die möglichen Nutzungsarten 
mit einem maximalen Nutzungsmaß ergeben könnte. Ausgehend von dem 
Maximalwert liegt die festgesetzte Grundfläche zwischen 20.000 und 70.000 
m2. Somit ist im Rahmen einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 Satz 
2 Nr. 2 BauGB nachzuweisen, dass durch die Planung voraussichtlich keine 
erheblichen Umweltauswirkungen entstehen, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB 
in der Abwägung zu berücksichtigen sind. 

Darüber hinaus sieht die Planung kein vorprüfungspflichtiges Vorhaben i.S. der 
Anlage 1 Nr. 18.6.2 zum UVPG vor. Des Weiteren werden keine Gebiete nach 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB beeinträchtigt. Zur „Vorprüfung des 
Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB“ wurde eine gesonderte 
Unterlage (DRAGOMIR STADTPLANUNG, Stand August 2021) erstellt, welche 
dieser Begründung als Anlage 1 beiliegt. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass von 
dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
ausgehen und somit keine Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.  

Im beschleunigten Verfahren wird von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB 
abgesehen. 
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Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist nach § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. 
§§ 14 bis 19 BNatSchG abzuhandeln. 

Die Belange des speziellen Artenschutzes werden stellvertretend für die 
zukünftigen Bauherren durch die Gemeinde im Zuge des Bebauungsplanes 
abgehandelt, so dass es bei der Durchführung der zukünftigen Bebauung 
unter Berücksichtigung der formulierten Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen nicht zu Verstößen gegen §§ 44 bzw. 45 
BNatSchG kommt. 

Es bestehen weiterhin keine Anhaltspunkte, dass bei der Planung Pflichten zur 
Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach 
§ 50 Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz zu beachten sind. Es ist kein 
Störfallbetrieb nach der Seveso-Richtlinie III im relevanten Planungsbereich 
vorhanden. 

3 Bestandsaufnahme und Bewertung 

3.1 Lage und Größe des Planungsgebietes, Eigentumsverhältnisse und 
Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich des Teilbebauungsplans A hat eine Fläche von ca. 1,4 
ha und umfasst den östlichen Bereich der Inninger Ortsmitte. Das 
Planungsgebiet wird im Westen durch den Inninger Bach bzw. Pfarrgasse, im 
Norden durch das kommunale Grundstück FlNr. 106 mit Rathaus und 
Feuerwehr, im Osten durch den Sportweg und im Süden durch die 
Walchstadter Straße begrenzt.  

Neben dem Flurstück 106 befinden sich die Flurstücke Fl. Nr. 95/1 (Teilfläche) 
(Pfarrgasse), Fl. Nr. 108 (öffentliche Grünfläche), Fl. Nr. 127/3 sowie die 
Flurstücke Fl. Nrn. 102/5 (Teilfläche), 533/34, 533/8, 533/33 (Inninger Bach) in 
kommunalem Eigentum.  

Die übrigen Flurstücke im Umgriff des Bebauungsplans befinden sich derzeit in 
Privateigentum. 

Sämtliche genannte Flurstücke liegen in der Gemarkung Inning. Dies gilt auch 
für alle im folgenden Text aufgeführten Flurstücksnummern. 

3.2 Planungsrechtliche Voraussetzungen 
3.2.1 Regionalplan 

Im Regionalplan der Planungsregion 14 (München) ist die Gemeinde Inning als 
Grundzentrum im allgemein ländlichen Raum festgelegt. Außerdem ist die 
Gemeinde Teil eines regionalen Biotopverbundsystems.  

Der Regionalplan steht der Aufstellung des Bebauungsplans nicht entgegen. 

3.2.2 Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan 
Der Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Inning am Ammersee stellt den 
Großteil des Planungsgebietes als „gemischte Baufläche“ dar. Die Flächen um 
die Feuerwehr und das Rathaus sind als Gemeinbedarfsflächen dargestellt. 
Entlang des Sportwegs im südöstlichen Bereich des Geltungsbereichs 
befinden sich Wohnbauflächen. Überlagert wird der Geltungsbereich des 
Bebauungsplans von einem Bereich, der ein Bodendenkmal kennzeichnet.  
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Da der Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt 
wird, ist der Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung gem. § 13a Abs. 
2 Nr. 2 BauGB anzupassen. 

3.2.3 Sonstige Pläne nach § 1 Abs. 6 Nr. 7g BauGB, insbesondere des Wasser-, 
Abfall- und Immissionsschutzrechts 
In der 31. Ausgabe des Amtsblatts für den Landkreis Starnberg vom 25. August 
2021 wurde die vorläufige Sicherung des vom Wasserwirtschaftsamt Weilheim 
ermittelten Überschwemmungsgebiets am Inninger Bach (Gewässer III. 
Ordnung) bekannt gemacht. Dieses befindet sich innerhalb des 
Planungsgebiets aufgrund des Verlaufs des Inninger Baches. 

Nach Art. 20 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) bedürfen die Errichtung oder 
wesentliche Änderungen von baulichen und sonstigen Anlagen innerhalb des 
60 m-Bereichs des Inninger Baches (Gewässer 3. Ordnung) einer 
Genehmigung durch das Landratsamt Starnberg (Verweis auf 
Oberbayerisches Amtsblatt Nr. 5/2014 „Verordnung über die 
Genehmigungspflicht für Anlagen in oder an Gewässern dritter Ordnung im 
Regierungsbezirk Oberbayern“). Der 60 m-Bereich ist in den hier vorliegenden 
Bebauungsplan als Kennzeichnung bzw. nachrichtliche Übernahme 
übernommen worden.  

3.2.4 Planungsrechtliche Beurteilung 
Im Umgriff des Bebauungsplans befinden sich keine rechtswirksamen 
Bebauungspläne. Aus diesem Grund erfolgt die planungsrechtliche 
Beurteilung der Grundstücke im Planungsgebiet nach § 34 BauGB. 

Bauaktenrecherche 

Da durch den Bebauungsplan die Inninger Ortsmitte mit Bestandsbebauung 
überplant wird, werden die Belange einiger Privateigentümer*innen betroffen. 
Um über den Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung festzusetzen, ist 
die Ermittlung des Baurechtes gem. § 34 BauGB als Grundlage erfolgt. Dazu 
wurde eine Bauaktenrecherche durchgeführt, um den Genehmigungsstand 
der privaten Grundstücke im Geltungsbereich zu erfassen. 

Es wurde geprüft, für welche Hauptgebäude und/ oder Nebenanlage eine 
Baugenehmigung vorliegt. 

In diesem Zusammenhang wurden die genehmigten Grundflächen bzw. die 
aus dem Bestand ableitbaren Grundflächenzahlen gem. § 19 Abs. 2 und 4 
BauNVO sowie zur Steuerung der Höhenentwicklung die genehmigten Wand- 
und Firsthöhen ermittelt. Zum Teil konnten die benötigten Informationen z.B. zur 
Höhenentwicklung direkt aus dem Genehmigungsbescheid entnommen 
werden, zum Teil wurden diese aus den Bauantragsplänen herausgemessen. 

Die Ermittlung des bestehenden Baurechts dient zudem dazu etwaige 
Planungsschadenansprüche in der Abwägung berücksichtigen zu können. 

Dabei wurde auch geprüft, ob das bestehende Baurecht bereits 
ausgeschöpft wurde. Parallel wurde die realisierte Grundfläche aus dem 
Kataster und Luftbild ermittelt und mit dem genehmigten Baurecht verglichen. 

3.2.5 Relevante Satzungen und Verordnungen 
Im Umgriff des Bebauungsplans gelten bislang folgende relevante Satzungen 
der Gemeinde Inning am Ammersee: 
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• Satzung der Gemeinde Inning a. Ammersee über ein von der 
Bayerischen Bauordnung (BayBO) abweichendes Maß der 
Abstandsflächentiefe (Abstandsflächensatzung – AFS), i.d.F. vom 
18.01.2021 

• Satzung über Einfriedungen (Einfriedungssatzung), i.d.F. vom 12.10.2020 
• Gesetz zur Vereinfachung und Beschleunigung bau- und 

wasserrechtlicher Verfahren; Gestaltungssatzung für Garagen, i.d.F. 
vom 10.10.1994 

• Satzung über die Herstellung von Garagen und Stellplätzen (Garagen- 
und Stellplatzsatzung), i.d.F. vom 28.05.2008 

3.2.6 Erhaltungsziele und Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes 
Im Planungsgebiet sind keine Schutzgebiete, Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung oder Europäische Vogelschutzgebiete (Natura 2000-Gebiete) 
vorhanden. 

3.3 Bestehende städtebauliche und landschaftsplanerische Situation 
Die Bebauungsstruktur im nördlichen Bereich des Planungsgebiet ist durch 
kommunale Einrichtungen wie das Rathaus und das Feuerwehrgebäude 
geprägt. Die Zufahrt zum zugehörigen Parkplatz erfolgt über die Pfarrgasse. 

Im übrigen Bereich gibt es mit Ausnahme eines Gewerbebetriebs (Polsterei) 
ausschließlich Wohngebäude. Hierbei sind sowohl Mehrfamilienhäuser als 
auch Einfamilien- und Doppelhäuser vorzufinden. Die Erschließung der 
Privatgrundstücke erfolgt über den Sportweg bzw. Walchstadter Straße. Die 
Stellplätze sind im Bestand überwiegend in Garagen bzw. Carports 
untergebracht. 

Die Gebäude sind bis auf die Mehrfamilienhäuser weitgehend 
zweigeschossig. Ortsbildprägend an der bestehenden Gebäudestruktur ist die 
Dachform Satteldach mit einer maximalen Neigung von ca. 30°. Ausnahme 
hiervon stellt der Neubau des Rathauses mit einem flachgeneigten Satteldach 
dar. Bei den Dächern von Nebenanlagen und Garagen bzw. Carports 
handelt es sich vorwiegend um Sattel- und Flachdächer. 

Das Planungsgebiet ist vor allem durch private Gärten zwischen den 
Wohngebäuden geprägt. Auffallend ist die fast durchgängige Vorgartenzone 
entlang der Walchstadter Straße und des Sportweges. Des Weiteren befinden 
sich zwei öffentlich zugängliche Freibereiche innerhalb der Ortsmitte. Zum 
einen eine Grünfläche südlich der Feuerwehr mit ortsbildprägendem 
Baumbestand und zum anderen entlang der Pfarrgasse eine auch mit 
Bäumen bestandene Grünfläche mit einem öffentlichen Spielplatz. 
Prägendes Merkmal des Planungsgebiets ist der in Süd-Nord-Richtung 
verlaufender Inninger Bach. Er verläuft in einem u-förmigen Betonbett 
zwischen den Wohn- und Geschäftsgebäuden und ist somit stark 
eingeschränkt und z.T. überbaut.  

3.4 Schutzgebiete  
3.4.1 Wasserrechtliche Schutzgebiete 

Da der Inninger Bach durch das Planungsgebiet fließt, befinden sich auch 
Teile des Planungsgebiets in einem vorläufig gesicherten 
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Überschwemmungsgebiet (HQ100) des Inninger Baches. Folgende Abbildung 
Nr. 1 zeigt das vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiet. 

 
Abbildung 1: Vorläufig gesichertes Überschwemmungsgebiet (Quelle: Anlage 4.2 des Antrags 
auf vorläufige Sicherung des Überschwemmungsgebiets im Bereich der Gemeinde Inning am 
Ammersee, Landkreis Starnberg) 

Ein 100-jährlicher Abfluss (HQ100) ist ein Abfluss, der im Mittel alle hundert Jahre 
erreicht oder überschritten wird. Ein HQ100 ist somit ein Hochwasserereignis 
einer Größenordnung, das statistisch gesehen alle hundert Jahre vorkommt. 
Da es sich um einen Mittelwert handelt, kann ein Hochwasserereignis mit 
diesem Abfluss innerhalb von hundert Jahren auch mehrfach auftreten. 

Die Ziele der vorläufigen Sicherung des Überschwemmungsgebiets des 
Inninger Baches dienen vor allem dem Erhalt von Rückhalteflächen, der 
Bildung von Risikobewusstsein und der Gefahrenabwehr. Damit sollen 
insbesondere 

• ein schadloser Hochwasserabfluss sichergestellt werden, 
• Gefahren kenntlich gemacht werden, 
• freie, unbebaute Flächen als Retentionsraum geschützt und erhalten 

werden und 
• in bebauten und beplanten Gebieten Schäden durch Hochwasser 

verringert bzw. vermieden werden.  
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3.4.2 Naturschutzrechtliche Schutzgebiete und Biotope  
Innerhalb des Planungsgebiets sowie der näheren Umgebung befinden sich 
keine nach § 30 BNatSchG geschützten Biotope, Naturschutzgebiete und 
Natura 2000-Gebiete.  

3.5 Grünordnerische Grundlagen 
Topgraphie 

Die mittlere Geländehöhe an der Baufläche (Flurstück 106) liegt auf rund 550 
m ü.NN. Nach Westen, zum Bach hin, fällt das Grundstück leicht ab auf ca. 
548,5 m ü.NN. Der Sportweg am Ostrand von FlNr. 106 liegt am Bauplatz auf 
einer Höhe von ca. 551 m ü.NN.  

Naturraum 

Das Planungsgebiet befindet sich nach Meynen/Schmithüsen in der 
Naturraum-Einheit „Ammer-Loisach-Hügelland“ und nach Ssymank in der 
Naturraum-Haupteinheit „Voralpines Moor- und Hügelland“.  

Boden 

Laut der Übersichtsbodenkarte des Umweltatlas Bayern setzt sich der Boden 
im Planungsgebiet fast ausschließlich aus (Acker)Pararendzina aus 
Carbonatsandkies bis -schluffkies (Schotter) zusammen. Gemäß der 
Bodenkarte (Quelle: Umweltatlas Bayern) befinden sich im Planungsgebiet 
vorherrschend Ackerpararendzina aus meist flacher Flußmergel- oder 
Hochflutlehmdecke über carbonatreichem Schotter.  

Es liegt eine Baugrunduntersuchung vom Mai 2015 (Büro BLASY+MADER 
GmbH) für das Grundstück mit der Flurnummer 106 zum Bauvorhaben des 
Rathausanbaus vor. Nach der Untersuchung befindet sich das Planungsgebiet 
im Bereich eines glazialen Schotterkegels. Es wurden mehrere 
Bodenbohrungen bis zu einer maximalen Tiefe von 5,6 m unter 
Geländeoberkante (GOK) durchgeführt. Entsprechend der geologischen 
Situation wurde in den Bohrungen das folgende Baugrundprofil angetroffen: 

• Oberprofil 
• Auffüllungen 
• Rotlage, Decklehme 
• Schotter  

Aufgrund der zentralen Lage des Flurstücks FlNr. 106 im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans können die Bodengegebenheiten der vorliegenden 
Baugrunduntersuchung auch für die restlichen Flurstücke im Planungsgebiet 
angenommen werden.  

Wasserhaushalt 

Das Gebiet befindet sich laut hydrogeologischer Raumgliederung 
(Umweltatlas, LfU) im hydrogeologischen Teilraum „Süddeutsches 
Moränenland“.  

Grundwasser:  

In der bereits genannten Baugrunduntersuchung vom Mai 2015 (Büro 
BLASY+MADER GmbH) konnte bei den durchgeführten Bohrungen kein 
Grundwasser bis zur maximalen Bohrtiefe von ca. 5,6 m unter GOK festgestellt 
werden. Für das Grundstück mit der Flurnummer 106, welches zentral im 
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Planungsgebiet des Bebauungsplans liegt, wird von einem Grundwasserstand 
bei ca. 543 m ü.NN, was einem Stand von ca. 7 m unter GOK entspricht, 
ausgegangen.  

Sickerfähigkeit des Bodens:  

Die Baugrunduntersuchung stellt des Weiteren fest, dass generell eine 
Versickerung von Dachflächenwasser im Untergrund auf den 
Baugrundstücken in den wasserungesättigten Kiesen möglich ist. Dies stellt 
auch der Untersuchungsbericht von Bodenuntersuchungen zur 
Straßenentwässerung in Inning am Ammersee (Dr. Schott & Dr. Straub GbR, 
März 2013) fest. Allgemein herrscht im Gemeindegebiet ein überwiegend 
kiesiger Untergrund vor, der für die Niederschlagswasserversickerung geeignet 
ist.  

Oberflächenwasser:  

Vgl. Kapitel 3.2.3 und 3.4.1.  

Klima und Luft 

Das Klima in Inning am Ammersee ist warm und gemäßigt. Die 
durchschnittliche mittlere Jahreslufttemperatur (gemessen im Zeitraum von 
1981 bis 2010) beträgt am Ammersee 8,6°C. Der durchschnittliche 
Jahresniederschlag (gemessen im Zeitraum von 1981 bis 2010) beträgt 980 
mm.  

Die thermische Belastung innerhalb des Planungsgebiets ist als mittel bis hoch 
einzustufen, da bereits im Bestand ein Großteil des Planungsgebiets mit 
Gebäuden überstanden und somit versiegelt ist. Ausgleich generieren hier die 
privaten Gärten mit Baumbestand und guter Durchgrünung, vor allem im 
südöstlichen Bereich des Planungsgebiets.  

Vegetation und Baumbestand 

Vegetation befindet sich lediglich in Privatgärten in Form von Rasen, Büschen 
und vereinzelten Bäumen. Südlich des Parkplatzes der Feuerwehr sowie in der 
kleinen Grünfläche entlang der Pfarrgasse sind kleinere und größere 
Laubbäume vorhanden, die das Ortsbild prägen.  

Flurstücke 123 und 125 ff.: Im nördlichen Randbereich befinden sich einige 
größere Laubbäume (teilweise bis zu 190 cm Stammdurchmesser), eine 
Nadelbaumreihe entlang des Baches sowie größere Nadelbäume und Thuja. 
Des Weiteren sind in der Gartenfläche kleinere Obstbäume sowie eine 
Kastanie südlich des Gebäudes mit einem Stammumfang von ca. 222 cm 
vorhanden.  

Erholung 

Die beiden öffentlichen Grünflächen südlich der Feuerwehr sowie entlang der 
Pfarrgasse bieten für die Anwohner*innen Erholungsmöglichkeiten. Die 
Gemeinde Inning stellt vor allem mit ihrer Nähe zum Ammersee einen 
wichtigen Ausgangspunkt für Wanderungen und Fahrradtouren dar.  

3.6 Artenschutz 
Es liegt eine Relevanzprüfung zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung in 
der Fassung vom 23.08.2021 (Büro DRAGOMIR STADTPLANUNG GmbH) vor.  
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Aufgrund der vorgefundenen Strukturen können Vorkommen von 
Fledermäusen und Vögeln im gesamten Planungsgebiet nicht ausgeschlossen 
werden. Um genaue Aussagen zur Einschätzung von Verbotstatbeständen 
nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG treffen zu können, wurden vertiefte 
Bestandskartierungen durchgeführt und in einem Fachbeitrag zur speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung (Stand: 14.03.2022, Büro DRAGOMIR 
STADTPLANUNG GmbH) beschrieben. Die Bestandsbeschreibungen und 
Ergebnisse beziehen sich dabei nur auf das Bauvorhaben auf dem Flurstück 
FlNr. 123.  

Bei den vertieften Untersuchungen im Sommer 2021 wurden 22 verschiedene 
Brutvogelarten kartiert, wobei 6 Arten als planungsrelevant gelten. Keine 
dieser 6 Arten brütet im Gebiet. Ebenfalls wurden einzelne jagende bzw. das 
Gebiet querende Fledermäuse nachgewiesen. Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten von planungsrelevanten Brutvogelarten und Fledermäusen 
wurden nicht festgestellt bzw. sind nicht betroffen.  

Außerdem kommt im Inninger Bach ober- und unterhalb des Planungsgebiets 
die Flussmuschel vor. Im Planungsgebiet selbst ist ein Vorkommen sehr 
unwahrscheinlich, jedoch können durch indirekte Auswirkungen auch weiter 
entfernte Individuen erheblich beeinträchtigt werden.  

Für alle anderen Arten kann ein Vorkommen und damit das Eintreten von 
Verbotstatbeständen sicher ausgeschlossen werden.  

3.7 Denkmalschutz 
Laut Bayerischem Landesamt für Denkmalpflege sind im Bereich der Planung 
Bodendenkmäler mit hoher Wahrscheinlichkeit zu vermuten. Aus diesem 
Grund ist für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 
BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei 
der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

3.8 Verkehr und Erschließung 
Die Ortsmitte Inning a. Ammersee ist über die Staatsstraße St 2067 (Münchner 
Straße) an die Bundesautobahn A 96 übergeordnet verkehrlich angebunden. 
Von der Staatsstraße aus ist das Planungsgebiet über die örtlichen Straßen 
Pfarrgasse, Sportweg und Walchstadter Straße erschlossen. 

Westlich des Planungsgebiets im Bereich des Marktplatzes befindet sich die 
Bushaltestelle „Marktplatz“. Von hier aus ist das Planungsgebiet über zwei 
MVV-Regionalbuslinien an den S-Bahnhof Herrsching sowie an den S-Bahnhof 
Seefeld-Hechendorf angebunden. Die Bussen fahren im 20 bzw. 30-Minuten-
Takt. 

Die öffentlich gewidmete Fläche der Pfarrgasse stellt eine Sackgasse dar, da 
sie im Bestand auf Höhe des Flurstücks Nr. 106 endet. Von hier aus erfolgt die 
Zufahrt auf das kommunale Grundstück mit Rathaus und Feuerwehr inkl. einer 
zugehörigen Stellplatzanlage.  

Fußläufig kann das Planungsgebiet lediglich im Osten vom Sportweg aus 
zwischen Rathaus und Hausnummer 6 sowie im Westen zwischen Rathaus und 
Feuerwehr gequert werden. 
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3.9 Ver- und Entsorgung 
Da es sich um die Überplanung eines Bestandsgebietes handelt, ist die 
technische Ver- und Entsorgung grundsätzlich gesichert. Die erforderlichen 
Leitungen befinden sich in den umgebenden öffentlichen Straßen.  

Sämtliche Bauvorhaben sind vor Fertigstellung an die zentrale 
Trinkwasserversorgungsanlage und an die zentrale 
Abwasserbeseitigungsanlage anzuschließen. 

Eine fachgerechte Müllentsorgung über das Kommunalunternehmen für 
Abfallwirtschaft (AWISTA) wird vorausgesetzt. 

Im Rahmen von Umbaumaßnahmen oder Neu- und Erweiterungsbauten sind 
folgende Vorgaben zu beachten „Das DVGW-Arbeitsblatt W 551 (Stand vom 
April 2004) beschreibt technische Maßnahmen zur Verminderung des 
Legionellenwachstums in Trinkwasser- Installationen (Planung, Errichtung, 
Betrieb und Sanierung)". 

3.10 Soziale Infrastruktur 
Die nächstgelegene Grundschule Inning befindet sich ca. 1 km entfernt in der 
Straße Am Wasenfeld. In direkter Nachbarschaft befindet sich auch der 
Gemeindekindergarten. Weitere Gemeinschaftseinrichtungen zur 
Kinderbetreuung sind u.a. am Marktplatz und entlang der Landsberger Straße 
zu finden.  

Die nächsten Mittelschulen befinden sich in Türkenfeld (Grund- und 
Mittelschule) und Herrsching (Christian-Morgenstern-Mittelschule). In Inning 
befindet sich zudem eine private Grund- und Hauptschule (Montessori-
Schule). 

Es ist davon auszugehen, dass der sich aus der Planung ergebende Bedarf an 
Kinderbetreuungs- und Schulplätzen von den bestehenden Einrichtungen 
aufgenommen werden kann. 

3.11 Vorbelastungen 
3.11.1 Altlasten 

Laut Altlastenkataster des Bayerischen Landesamts für Umwelt (LfU) liegen 
keine Verdachtsflächen für die Gemeinde Inning am Ammersee vor. Weitere 
Erkenntnisse liegen zum jetzigen Zeitpunkt nicht vor.  

Sofern bei den Aushubarbeiten konkrete Anhaltspunkte auf eine schädliche 
Bodenveränderung oder Altlasten hindeuten, ist unverzüglich das 
Landratsamt Starnberg zu benachrichtigen (Mitteilungspflicht gem. Art. 1 
BayBodG).  

3.12 Kampfmittel 
Zurzeit liegen keine Erkenntnisse sowie Untersuchungen zu Kampfmitteln im 
Planungsgebiet vor.  

3.12.1 Immissionen 
Aufgrund der Nähe zur Staatsstraße St 2067 wurde geprüft, ob 
immissionsrelevante Vorbelastungen auf das Planungsgebiet einwirken. Der 
aktuelle Entwurf des Lärmaktionsplans der Gemeinde gem. § 47d Bundes-
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Immissionsschutzgesetz i.d.F. vom 14. Dezember 2020 kommt zu folgendem 
Ergebnis:  

Es besteht generell keine hohe Lärmbelastung im Umgriff des Bebauungsplans. 
Lediglich im Südwesten des Planungsgebiets können aufgrund der Nähe zur 
Staatsstraße 2067 (Ortsdurchfahrt) tags Beurteilungspegel von bis zu 55 dB(A) 
auftreten.  

Des Weiteren befindet sich im Planungsgebiet südlich des Rathauses die 
örtliche Freiwillige Feuerwehr. Diese besteht im Bestand schon seit 1975 und 
wurde in der Vergangenheit z.T. um- bzw. angebaut. Im Jahr 2001 fand der 
letzte Anbau statt. Da vor allem im Süden der Feuerwehr hauptsächlich die 
Nutzung Wohnen vertreten ist, kann es zu Beeinträchtigungen der 
Anwohner*innen kommen. Die Ausfahrt der Fahrzeuge erfolgt jedoch 
hauptsächlich über die Ausfahrt nach Norden zur Pfarrgasse am Rathaus 
vorbei oder gegenüber der Feuerwehr Richtung Westen zum Sportweg. 
Zudem sind Feuerwehr-Einsätze allgemein zu dulden. 

Zusammenfassend ist davon auszugehen, dass die aktuelle Bauleitplanung 
weder erhebliche Umwelteinwirkungen im Hinblick auf Verkehrsimmissionen 
auslöst bzw. in ihrer Einwirkungsintensität auf angrenzende Wohn- und 
anderweitige Nutzflächen nachteilig verändert noch schutzwürdige 
Nutzungen erstmalig oder stärker als bislang vorhandenem Verkehrslärm 
aussetzt.  

Ergänzend dazu wurde eine Schalltechnische Untersuchung zum 
Bebauungsplan erstellt. Das Ergebnis wird im Kapitel 5.17 näher erläutert. 

4 Ziele des Bebauungsplanes A 
Mit der Planung sollen folgende städtebauliche und grünordnerischen Ziele 
umgesetzt werden:  

4.1 Städtebau 
• Sicherung der bestehenden städtebaulichen Struktur im Ortszentrum 

(Dachform, Höhenentwicklung etc.)  
• Ermöglichen einer verträglichen Nachverdichtung bei gleichzeitiger 

Sicherstellung der Einfügung sowohl in Struktur als auch in die 
Höhenentwicklung der umgebenden Bebauung 

• Stärkung der Wohnnutzung östlich des Inninger Baches zwischen Sportweg 
und Walchstadter Straße 

4.2 Grünordnung 
• Renaturierung des Inninger Baches und Aufwertung seiner öffentlichen 

Wahrnehmbarkeit im Ortszentrum 
• Berücksichtigung der Belange des Hochwasserschutzes 
• Schaffung öffentlicher Durchwegungen zur Verbesserung der Anbindung 

der Gebiete östlich des Inninger Baches an das Ortszentrum 
• Sicherstellung einer hochwertigen Durchgrünung zur Schaffung von 

ausreichenden Freiflächen der Anwohner*innen 
• Erhalt und Stärkung der „grünen Lunge“ im Ortszentrum durch Erhalt des 

ortsbildprägenden Baumbestands im Planungsgebiet  
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5 Planungskonzept 

5.1 Bebauungsplankonzept 
Grundlage für den Bebauungsplan stellt der Rahmenplan-Entwurf von Prof. 
Burgstaller sowie die Freiraumplanung von Frau Treiber dar. Die 
Rahmenplanung sieht im Umgriff des Teilbebauungsplans A eine 
Nachverdichtung der Grundstücke Fl.Nrn. 123, 125, 125/1 und 125/2 
(Gemarkung Inning) vor. Gleichzeitig soll die Grüne Mitte gestärkt und der 
Baumbestand in diesem Bereich erhalten werden. Der Inninger Bach soll 
zukünftig renaturiert und durch einen begleitenden Fußweg erlebbar 
gemacht werden. 

Die im Rahmenplan enthaltene vorgeschlagene Bebauungsstruktur sowie die 
vorgeschlagenen Maßnahmen zur Renaturierung des Inninger Baches werden 
durch den Bebauungsplan planungsrechtlich ermöglicht.  

Darüber hinaus fließen die Ergebnisse der Bauaktenrecherche in den 
Festsetzungskatalog ein, insbesondere die Werte zu Wand- und Firsthöhen 
sowie GRZ-Ermittlung. 

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 22.03.22 den Beschluss gefasst, dass 
innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Bereiche als einfacher 
Bebauungsplan festgesetzt werden. Dies betrifft die Flurstücke Fl. Nrn. 1144/2, 
1146, 123/1, 125, 125/2, 125/1, 127 und 127/6. Für diese Flurstücke wird die max. 
zulässige GRZ weiterhin im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens nach § 34 
BauGB ermittelt.  

Für die übrigen Flurstücke werden Festsetzungen über die Art und das Maß der 
baulichen Nutzung, die überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen 
Verkehrsflächen getroffen, sodass für diesen Bereich ein qualifizierter 
Bebauungsplan definiert wird. 
In der folgenden Abbildung kann die Abgrenzung der einfachen und 
qualifizierten Bereiche entnommen werden: 
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Abbildung 2: Abgrenzung qualifizierter und einfacher Bebauungsplan 

5.2 Art der baulichen Nutzung 
Im Bebauungsplan sind eine Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung 
„Rathaus und Feuerwehr“ sowie ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt.  

In dem Allgemeinen Wohngebiet sind sowohl Wohngebäude als auch 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke sowie die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften erlaubt. 
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Die ausnahmsweise zulässigen Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind 
ausgeschlossen, da sie sich in die geplante kleinteilige und dem Wohnen 
primär vorbehaltene Struktur nicht einfügen und darüber hinaus zusätzlichen 
Verkehr in das Planungsgebiet ziehen würden.  

5.3 Maß der baulichen Nutzung 
Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche Rathaus und Feuerwehr sowie im WA 1.1 
(entspricht Flurstück Fl. Nr. 123) wird das Maß der baulichen Nutzung im 
Wesentlichen über die Festsetzung der maximal zulässigen Grundflächenzahl 
(GRZ) sowie die Höhenentwicklung der Gebäude (Wandhöhen, Firsthöhen) 
definiert. Um zu vermeiden, dass bei großen Gebäudetiefen unter Ausnutzung 
der maximalen Wandhöhe in Verbindung mit der maximalen Dachneigung 
gebietsuntypische Gebäudehöhen erreicht werden, wird zusätzlich die 
Firsthöhe als Höchstmaß festgelegt. 

Mit diesen Festsetzungen ist es möglich, die städtebaulichen Ziele der 
Sicherung der vorhandenen Baustruktur und der Schaffung eines homogenen 
Ortsbildes zu sichern und gleichzeitig Spielräume bei der individuellen 
Ausnutzung dieser Festsetzungen zu eröffnen.  

Im Rahmen der Bauaktenrecherche konnten im Bestand bei den 
Wohngrundstücken Grundflächenzahlen gem. § 19 Abs. 2 BauNVO zwischen 
0,09 und 0,39 ermittelt werden. Einschließlich der Grundflächen baulicher 
Anlagen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO liegen die Grundflächenzahlen im Bestand 
zwischen 0,25 und 0,76.  

Für das WA 1.1 wird für bauliche Anlagen gem. § 19 Abs. 2 BauNVO eine max. 
zulässige GRZ von 0,4 festgesetzt. Damit die notwendigen Stellplätze 
unterirdisch untergebracht werden können und gleichzeitig oberirdische 
Freiflächen gesichert werden, darf die festgesetzte Grundflächenzahl für die 
Errichtung von Tiefgaragen bis zur einer GRZ von 0,8 überschritten werden. Für 
die Errichtung von Nebenanlagen etc. gilt die Überschreitungsmöglichkeit von 
50 % gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO. 

Mit dieser Regelung kann einerseits dem bestehenden Baurecht ausreichend 
Rechnung getragen werden und andererseits angemessene Freiflächen auf 
den Grundstücken gesichert werden.  

Die Bestandserhebung der Grundflächen gem. §19 Abs. 2 BauNVO im Bereich 
der Gemeinbedarfsfläche „Rathaus und Feuerwehr“ ergab eine GRZ von 0,39. 
Zuzüglich der Grundflächen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO einschließlich 
Stellplätze, Garagen, Zufahrten und Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO, liegt 
die Grundflächenzahlen bei rd. 0,76. Um genügend Erweiterungsoptionen zu 
gewährleisten, wird analog zu den gewerblich genutzten Grundstücken eine 
GRZ von 0,50 für bauliche Anlagen gem. § 19 Abs. 2 BauNVO zugelassen. 

Bei der Ermittlung des Maßes der baulichen Nutzung werden die 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung „Fußgängerbereich“ sowie 
die westlich daran angrenzenden Renaturierungsflächen entlang des Inninger 
Baches außen vorgelassen, da diese ins Eigentum der Gemeinde übergehen 
und somit zukünftig nicht Teil des Baugebiets sein werden.  

Das Ortsbild ist mit wenigen Ausnahmen geprägt von zweigeschossigen 
Gebäuden zzgl. Dach. Die Wandhöhen der zweigeschossigen Ein- und 
Mehrfamilienhäuser liegen gem. Bestandserhebung zwischen ca. 5,7 m und 
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ca. 6,6 m. Die Firsthöhen liegen im Bereich zwischen ca.  8,5 m und ca. 10,7 m. 
Die Wandhöhen der eingeschossigen Einfamilienhäuser (insbesondere Fl.Nr. 
106/2 und 1114/2) liegen zwischen ca. 2,4 m und 3,5 m sowie die Firsthöhen 
bei ca. 7,2 m. Besonders die Bestandsgebäude am Sportweg sind im Vergleich 
zum übrigen Planungsgebiet niedriger und kleinteiliger.  

Aufgrund der schmalen Grundstückszuschnitte und unter Berücksichtigung 
von einzuhaltenden Abstandsflächen werden innerhalb des festgesetzten 
Bauraums am Sportweg eine maximale Wandhöhe von 5,0 m und eine 
maximale Firsthöhe von 7,5 m festgesetzt.  

Im Übrigen sind maximale Wandhöhen 6,5 m und maximale Firsthöhen von 
10,7 m zulässig. Die Festlegung der maximalen Firstrichtung erfolgte unter 
Berücksichtigung der höchsten Gebäudehöhe im Planungsgebiet. In der 
Kombination mit den festgesetzten maximalen Wandhöhen von 6,5 m wird 
somit im Sinne einer verträglichen Nachverdichtung die Errichtung von zwei 
Vollgeschossen mit großzügigen Geschosshöhen und einem gut nutzbaren 
Dachgeschoss ermöglicht. 

Um zusätzlich im rückwärtigen Bereich des WA Flexibilität in der 
Ausführungsplanung zu ermöglichen, darf die festgesetzte Wandhöhe bis 
innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets überschritten werden. Dies gilt 
jedoch nur, bis zu einer maximalen Wandhöhe von 9,00 m und wenn oberste 
Geschoss mind. 1,50 m von der Außenkante der aufgehenden Wand des 
darunter liegenden Geschosses zurücktritt. Somit wirkt sich ein 
Laternengeschoss nur eingeschränkt auf das Ortsbild aus.  

Die Wandhöhen werden in Metern über Höhenbezugspunkt festgesetzt. Bei 
Gebäuden mit Satteldach ist der obere Bezugspunkt für die Wandhöhe der 
Schnittpunkt der aufgehenden Wand mit der Oberkante der Dachhaut. Für 
die Wandhöhe entspricht der obere Bezugspunkt dem Schnittpunkt der 
aufgehenden Wand mit der Oberkante der Dachhaut. Die Wandhöhe wird 
an der Traufseite gemessen. 

Da es im Bestand einige Garagen und Carport mit Flachdächern gibt, wird 
diese Dachform für Nebengebäude zugelassen. Bei einem Flachdach 
entspricht die Oberkante der Attika der aufgehenden Wand dem oberen 
Bezugspunkt der Oberkante. Unterer Bezugspunkt ist jeweils der 
nächstgelegene festgesetzte Höhenbezugspunkt der baulichen Anlage. 

Die Firsthöhe wird an den Giebelseiten gemessen. Unterer Bezugspunkt ist 
auch hier der jeweils nächstgelegene festgesetzte Höhenbezugspunkt. 
Oberer Bezugspunkt ist die Oberkante des Firstes. 

5.4 Überbaubare Grundstücksflächen, Baugrenzen und Nebenanlagen 
Der Bebauungsplan sieht drei großzügige Bauräume mit einem Abstand von 3 
m zur Straßenbegrenzungslinie vor. Durch den Abstand wird die begrünte 
Vorgartenzone weiterhin gesichert. 

Um zum einen größtmögliche Freiflächen auf den Grundstücken zu sichern 
bzw. zu schaffen, sind Tiefgaragen zulässig. Diese sind jedoch beschränkt auf 
die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen und die Fläche 
„bauliche Anlage unter der Geländeoberfläche“.  

Um die straßenbegleitende begrünte Vorzone frei von Anlagen zu halten, sind 
in dieser weder Gartenhäuschen, offene Stellplätze noch Garagen zulässig. 
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Um Zufahrten und Zuwegungen zu ermöglichen, gilt für diese Anlagen eine 
entsprechende Ausnahme von der Regelung.  

5.5 Bauliche Gestaltung 
Durch die Festsetzung zur einheitlich gestalteten, durchgehenden 
Gesamtfassade von aneinander gebauten Hauptgebäuden sowie deren 
einheitlicher Dachform, -deckung und -neigung, ist sichergestellt, dass 
zusammenhängende Baukörper eine bauliche Einheit bilden und in ihrer 
Gestaltung aufeinander abgestimmt werden. Das bedeutet, dass die 
Baukörper die gleiche Trauf- und Firsthöhe sowie die gleiche Haustiefe mit 
gleicher Dachneigung haben und in einer Bauflucht liegen müssen. So ist auch 
bei Doppelhäusern ein Versprung an der gemeinsamen Grundstücksgrenze 
nicht zulässig. Eine Abstimmung mit dem entsprechenden 
Nachbareigentümer ist hierbei erforderlich. Mit einer „durchgehenden 
Gesamtfassade“ ist gemeint, dass es in der Fassade keinen Rücksprung geben 
darf und die Gebäude in einer Bauflucht liegen müssen. 

5.6 Dachgestaltung 
Dachform 

Bis auf das Flachdach des Rathaus-Neubaus ist ein weiteres ortsbildprägendes 
Element das symmetrische Satteldach, sowohl bei Haupt- als auch bei 
Nebengebäuden.  

Für jegliche Baukörper sind deshalb ausschließlich symmetrische Satteldächer 
zulässig. Hiervon ausgenommen sind Garagen und Carports, die im Bestand 
Flachdächer aufweisen und weiterhin ermöglicht werden sollen. Dies ist 
städtebaulich verträglich, da durch die Ausprägung der Dächer auf den 
Hauptbaukörpern der Gebietscharakter weiter gewahrt bleibt. 

 
Abbildung 3: Dachstruktur im Bestand 
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Dachinstallationen in Form von unbeschichteten Blech erhöhen den 
Metallgehalt im Niederschlagswasser und sind daher aus Gründen des 
Gewässerschutzes nicht zulässig. 
Dachneigung 

Die Dachneigung der Wohngebäude variiert im Bestand zwischen 29° und 48°, 
wobei in der Regel die Dachneigung bei ca. 35° liegt. Um ausreichend 
Flexibilität in der Ausführungsplanung zu sichern und gleichzeitig die 
bestehende prägende Dachneigung zu sichern, wird eine Spanne von 30-45° 
zugelassen. 

Der Rathaus-Neubau ist mit ca. 6° deutlich flacher geneigt, so dass innerhalb 
der Gemeinbedarfsfläche Flachdächer und Satteldächer mit einer Neigung 
von 6° bis 45° zugelassen werden. 

Dacheinschnitte, technische Dachaufbauten 

Technische Dachaufbauten und Dacheinschnitte, z.B. für Dachterrassen, sind 
unzulässig, da sie sich in das dörflich geprägte Ortsbild nicht einfügen. 
Ausnahmsweise zulässig sind Kamine, Antennen und Solaranlagen. Da sich 
aufgeständerte Solaranlagen, z.B. auf Nebenanlagen, nicht in das Ortsbild 
einfügen würden, werden Solaranlagen nur auf Satteldächern ermöglicht. 
Aus gestalterischen Gründen müssen diese dabei flächenbündig zur 
Dachhaut mit einem maximalen Aufbau von 20 cm installiert werden. 

5.7 Abstandsflächen 
Für das Flurstück Fl. Nr. 123 wird eine abweichende Abstandsflächenregelung 
getroffen, damit das geplante Bauvorhaben umgesetzt werden kann. Die 
Abstandsflächen werden nach außen entlang der westlichen und nördlichen 
Baugrenze durch die im Bebauungsplan maximal zugelassene Wandhöhe, 
gekoppelt mit der festgesetzten Baugrenze definiert. Eine Unterschreitung der 
Abstandsflächentiefe ist in diesem Bereich unproblematisch, da sich 
verschiedene Arten von öffentlichen Flächen (Wasserfläche, Fläche für die 
Wasserwirtschaft und Straßenverkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung) 
an das Baugrundstück anschließen. Insofern kommt es zu keiner 
Beeinträchtigung. Eine ausreichende Belichtung und Belüftung bleibt 
gewährleistet. Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse können weiterhin 
sichergestellt werden. 

Im übrigen Geltungsbereich des Bebauungsplans gilt die Satzung der 
Gemeinde Inning a. Ammersee über ein von der Bayerischen Bauordnung 
(BayBO) abweichendes Maß der Abstandsflächentiefe 
(Abstandsflächensatzung – AFS) in der Fassung vom 18.01.2021.  

5.8 Öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
Um die Erlebbarkeit des Inninger Baches langfristig zu sichern, soll ein parallel 
verlaufender Fußweg als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
„Fußgängerbereich“ geschaffen werden. Dieser hat ein Breite von ca. 2,50 m. 
Durch dieses Maß kann ein Begegnen der Fußgänger*innen gewährleistet 
werden sowie notwendige Pflegemaßnahmen am Inninger Bach mit Hilfe 
eines Pflegefahrzeuges sichergestellt werden.  

Zusätzlich wird darauf hingewiesen, dass sich im nördlich des 
Feuerwehrgebäudes ein Kirschbaum befindet, der vor ca. 2 Jahren gepflanzt 
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wurde. Bei einer Realisierung des öffentlichen Fußgängerweges würde es zu 
einem Eingriff in den Wurzelbereich des Kirschbaumes kommen. Die 
Gemeinde möchte jedoch den Baum erhalten und wird daher im Rahmen 
der Ausführungsplanung wurzelschützende Maßnahmen beim Bau des Weges 
durchführen. Zudem besteht die Möglichkeit den Baum auf Grund des jungen 
Alters in seiner Lage zu versetzen bzw. zu verpflanzen.  

5.9 Gehrechtsflächen 
Um langfristig auch die umliegenden Wohngebiete mit dem Marktplatz zu 
vernetzen, wird die Wegebeziehung in Ost-West-Richtung im Bereich der 
Gemeinbedarfsfläche durch eine Gehrechtsfläche mit einer Mindestbreite 
von 2,50 m zugunsten der Allgemeinheit festgesetzt. Von der festgesetzten 
Lage der Gehrechtsfläche kann ausnahmsweise geringfügig abgewichen 
werden, wenn technische oder gestalterische Gründe dies erfordern. 

5.10 Garagen, Stellplätze sowie Tiefgaragen und ihre Zu- und Ausfahrten 
Um einerseits Flexibilität in der Ausführungsplanung zu gewährleisten und um 
anderseits den Baumbestand zu schützen sind Tiefgaragen nur in innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche sowie in der als „bauliche Anlage unter 
Gelände“ - gekennzeichneten Fläche realisierbar. 

Die Anzahl der notwendigen Kfz-Stellplätze richtet sich nach der 
Stellplatzsatzung der Gemeinde in der Fassung vom 28.05.2008. 

5.11 Einfriedungen 
Um ein einheitliches Bild in der Gemeinde zu schaffen und die bestehenden 
Gärten und Vorgärten, die die Straßenräume positiv beeinflussen, optisch 
hervorzuheben, sind Einfriedungen in Form von sockellosen Zäumen mit einer 
Höhe bis zu 1,20 m und einer Bodenfreiheit von mind. 10 cm oder Hecken aus 
einheimischen Gehölzen mit einer Höhe bis zu 1,20 m zulässig. Durch die 
Festsetzung zu den Einfriedungen soll das grüne, den angrenzenden 
Straßenraum optisch positiv beeinflussende Erscheinungsbild weiterhin 
gewahrt werden und einer Abschottung durch hohe, blickdichte Zäune oder 
Mauern entgegenwirken. Um den Wasserabfluss des vorläufig gesicherten 
Überschwemmungsgebiets nicht zu behindern, sind Einfriedungen nur 
außerhalb dieses erlaubt. 

Aus gestalterischen Gründen dürfen im Bereich des Inninger Baches zwischen 
der öffentlichen Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung und den 
Privatgrundstücken Einfriedungen in Form von sockellosen Zäunen mit einer 
Höhe von max. 0,80 m errichtet werden. Auf eine Bodenfreiheit von 
mindestens 10 cm ist dabei zu achten, um eine Durchgängigkeit für 
Kleinsäuger zu gewährleisten. Die Gestaltung dieses Bereiches sollte 
entsprechend des folgenden Schemaschnittes erfolgen: 



Gemeinde Inning am Ammersee 
Bebauungsplan Inning Nr. 1: „Ortsmitte, östlich vom Marktplatz und westlich vom Sportweg“ Teil A  
   Stand: 09.08.2022 
  

Seite 21 von 28 

  
Abbildung 4: Schnittansichten zur Bachrenaturierung "Inninger Bach" (Monika Treiber, Dipl.-Ing- 
Landschaftsarchitektur und Stadtplanung, Jan. 2021) 

5.12 Aufschüttungen und Abgrabungen 
Auffüllungen und Abgrabungen sollen der Gestaltung und Funktionalität von 
Aufenthaltsbereichen sowie der Erstellung ebener Pflanzflächen dienen, um 
auf den Grundstücken attraktive und nutzbare Aufenthaltsflächen in den 
privaten Freiflächen (z.B. barrierefreie Betretbarkeit einer Terrassenfläche) zu 
ermöglichen. Dabei sind alle durch Aufschüttungen und Abgrabungen 
verursachten Geländeunterschiede gleichmäßig zu verziehen bzw. zu 
böschen. Dabei ist eine Terrassierung des Geländes nicht zulässig.  

5.13 Grünordnungskonzept 
Das Grünordnungskonzept sieht vor allem den Erhalt und die Sicherung der 
charakteristischen dörflichen Grünstrukturen vor. So sollen die 
ortsbildprägenden Freiflächen südlich der Feuerwehr und entlang der 
Pfarrgasse als öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung 
„Grünanlage“ gesichert werden. Auch die erhaltenswerten und 
ortsbildprägenden Bäume südlich der Feuerwehr werden durch den 
Bebauungsplan gesichert. Entlang des Inninger Baches, der einen weiteren 
wichtigen Baustein des Grünordnungskonzepts darstellt, werden 
Renaturierungsmaßnahmen getroffen und festgesetzt. So soll insbesondere 
dem Hochwasserschutz Rechnung getragen werden. Für die privaten Gärten 
entlang der Walchstadter Straße und des Sportwegs sieht das 
Grünordnungskonzept ein einheitliches „Band“ aus zu begrünenden und zu 
bepflanzenden Flächen vor, das die Vorgartenzonen zur Straße hin sichern soll.  

Begrünung der Baugebiete 

Um eine ausreichende und nachhaltige Durchgrünung des Planungsgebiets 
weiterhin sicherzustellen, wird festgesetzt, dass dieses entsprechend den 
textlichen Festsetzungen und Planeinträgen zu begrünen und zu bepflanzen 
ist. Die neue Bepflanzung ist sachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu 
erhalten. Ausgefallene Bäume und Sträucher müssen ersetzt werden, um den 
Vegetationsbestand in seiner Ausprägung zu erhalten. Diese 
Nachpflanzungen haben den festgesetzten Güteanforderungen zu 
entsprechen und sind in der nächsten Pflanzperiode durchzuführen. 
Die unbebauten und nicht als Erschließungsflächen sowie als Terrassen oder 
Stellplätze genutzten Flächen des Planungsgebiets sind vollständig als Rasen- 
oder Pflanzflächen mit Sträuchern und Stauden sowie Bäumen herzustellen, zu 
begrünen und dauerhaft zu erhalten. Damit soll eine ausreichende Begrünung 
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und ein kleinklimatischer Ausgleich erreicht sowie die Gestaltung und die 
Aufenthaltsqualität der Freiflächen erhöht werden. Dies gilt auch für mögliche 
nicht bebaute Flächen innerhalb von Bauräumen.  

Flächen mit Schotter, Kies oder ähnlichem Belag insbesondere in Kombination 
mit nicht durchwurzelbaren Folien sind unzulässig, da sie keinen Beitrag zur 
Biodiversität leisten und zu einer zusätzlichen Flächenversiegelung mit 
Aufheizung führen.  

Zur Minimierung des Versiegelungsgrads und zur Sicherung von ausreichend 
großen Vegetationsflächen sowie von Versickerungsbereichen sind Zufahrten, 
Wege sowie offene Stellplätze auf ein Mindestmaß zu beschränken und soweit 
funktional möglich mit sickerfähigen Belägen, wie z.B. Pflasterbelägen, 
Schotterrasen oder wassergebundener Decke, herzustellen.  

Pflanzungen auf Tiefgaragen und in Belagsflächen  

Bei Pflanzung von Bäumen auf Tiefgaragen und sonstigen unterbauten 
Flächen sind diese Bereiche pro Baum mit einem Mindestvolumen und einem 
fachgerechten Bodenaufbau vorzusehen, um eine qualitativ hochwertige 
Bepflanzung zu ermöglichen. Dadurch soll eine ausreichende 
Durchwurzelungstiefe gewährleistet und die Standfestigkeit der Pflanzung 
gefördert werden. Des Weiteren soll die Festsetzung der Sicherung 
angemessener Wuchsbedingungen dienen.  

Öffentliche Grünflächen 

Die beiden als öffentliche Grünflächen festgesetzten Flächen sollen vor allem 
zum einen eine ausreichende Durchgrünung der Ortsmitte sicherstellen als 
auch Freiflächen und Erholungsmöglichkeiten für die Anwohner*innen bieten. 
Die öffentlichen Grünflächen besitzen die Zweckbestimmung „Grünanlage“ 
und sind als Rasenflächen mit Einzelbäumen zu erhalten und zu pflegen. 
Befestigungen für Wege und Aufenthaltsflächen sind allgemein zulässig. Um 
eine ausreichende Durchgrünung und Freiraumqualität zu erhalten, sind die 
Befestigungsflächen für die öffentliche Grünfläche entlang der Pfarrgasse auf 
max. 80 m2 begrenzt. Für die öffentliche Grünfläche südlich der 
Gemeinbedarfsfläche sind Wege und Aufenthaltsflächen auf max. 50 m2 
begrenzt.  

Baumpflanzungen 

Bäume haben durch ihre Staubfilterfunktion, Sauerstoffbildung und 
Luftbefeuchtung eine wichtige lokalklimatische Ausgleichsfunktion und tragen 
durch ihr Erscheinungsbild zur Aufwertung von Freiräumen bei. Zudem erfüllen 
sie einen wichtigen Beitrag als Lebensraum vieler Tierarten. Ihre 
schattenspendende Wirkung führt zu einer Aufwertung der Freiraumqualität 
und ist insbesondere für die Qualität der gemeinschaftlich genutzten 
Freiflächen von hoher Bedeutung. Um diese Funktionen schon frühzeitig nach 
der Planung zu gewährleisten, werden entsprechende Güteanforderungen 
und Mindestpflanzgrößen an Baumpflanzungen festgesetzt.  

Um den grünen Charakter des Gebiets zu wahren und weiterhin die Nutzung 
der Grünflächen für die Anwohner*innen gewährleisten zu können, werden 
vor allem die Bäume südlich der Feuerwehr aufgrund ihres ortsbildprägenden 
Charakters als zu erhalten festgesetzt. Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten 
und zu pflegen.  
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Im Bereich der privaten Freiflächen ist je angefangener 250 m2 
Grundstücksfläche mindestens ein heimischer, standortgerechter Laubbaum 
oder ein Obstbaum sowie zusätzlich fünf heimische, standortgerechte 
Sträucher in der Mindestpflanzqualität in der darauffolgenden Pflanzperiode 
ab Nutzungsaufnahme zu pflanzen. Bestehende Bäume können bei 
entsprechender Qualität darauf angerechnet werden. So kann eine 
ausreichende und qualitätsvolle Durchgrünung der Ortsmitte der Gemeinde 
Inning sichergestellt werden. Außerdem ist durch die Neupflanzungen auf den 
privaten Grundstücken sowie der Erhalt der Bestandsbäume die Begrünung 
des Planungsgebiets weiterhin gesichert.  

Hochwasser und Fließgewässer 

Für den Inninger Bach liegt ein Gewässerentwicklungskonzept aus dem Jahr 
2016 (letzte Änderung) vom Büro Steinbacher Consult vor. Dieses sieht unter 
anderem folgende Entwicklungsziele für den Inninger Bach, vor allem im 
Gemeindegebiet vor: 

• Erhaltung und Wiederherstellung der natürlichen Lauf- und 
Bettentwicklung 

• Miteinbeziehung und Aufwertung des Bachlaufes im Siedlungsbereich 
• Behebung der uneinheitlichen Bachverrohrungen bzw. einstauenden 

Brückenbauwerke und evtl. daraus resultierenden 
Hochwasserprobleme 

Um diese Ziele innerhalb der Ortsmitte voranzutreiben, wurde für den 
Bebauungsplan ein Rahmenplan durch das Büro Landschaftsarchitektur 
Treiber zur Renaturierung des Baches erstellt. Die Renaturierungsmaßnahmen 
werden mit in den Bebauungsplan aufgenommen, um somit gesichert zu 
werden. Die Maßnahmen sehen vor allem eine Böschung aus Kies sowie eine 
ufernahe Vegetation vor, sodass in diesem Bereich das u-förmige Betonbett 
aufgebrochen wird. Diese Aufweitung des Inninger Baches kann zu einem 
verbesserten Hochwasserschutz beitragen.  

Entlang des Inninger Baches wird ein 5 m breiter Gewässerrandstreifen als 
Flächen für die Wasserwirtschaft gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB festgesetzt, die 
insbesondere die Zugänglichkeit und Renaturierung des Baches sichern sollen. 
Die Flächen werden zukünftig öffentlich gewidmet. Hierfür sind die Flächen als 
gewässerbegleitende Hochstaudenflur aus regionalem Saatgut mit einem 
Kräuteranteil von mind. 50 % herzustellen, extensiv zu pflegen und dauerhaft 
zu erhalten. Der Begriff „gewässerbegleitende Hochstaudenflur“ wird durch 
die Lebensraumtypen nach Anhang I der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-
RL) in Bayern definiert. Charakteristische Arten für diesen Lebensraumtyp sind 
z.B. Gewöhnliche Pestwurz (Petasites hybridus), Kohldistel (Cirsium oleraceum), 
Berg-Kälberkropf (Chaerophyllum hirsutum), Zottiges Weidenröschen 
(Epilobium hirsutum), Fluss-Greiskraut (Senecio sarracenicus), Mädesüß 
(Filipendula ulmaria), Blutweiderich (Lythrum salicaria), Gewöhnlicher 
Gilbweiderich (Lysimachia vulgaris). Zu kombinieren sind die Flächen mit mind. 
4 heimischen, standortgerechten Laubbäumen sowie mit mind. 25 
heimischen, standortgerechten Strauchpflanzungen, die zu pflegen und 
dauerhaft zu erhalten sind.  

Das vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiet des Inninger Baches wird 
als nachrichtliche Übernahme in den Bebauungsplan aufgenommen. 
Innerhalb dieser Fläche sind bauliche Anlagen jeder Art einschließlich 
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Leitungsführungen, Verrohrungen, Einfriedungen und Unterbauungen nicht 
zulässig. Anpflanzungen sind nur soweit zulässig, wie sie den Wasserabfluss 
nicht behindern. 

Niederschlagswasserbeseitigung und Grundwasser  

Wie bereits in der Bestandsaufnahme (Kapitel 3.5) festgestellt wurde, kann laut 
Baugrunduntersuchung (Büro BLASY+MADER GmbH, Stand: Mai 2015) das 
anfallende Niederschlagswasser im Untergrund in den wasserungesättigten 
Kiesen versickert werden.  

Bei der Bemessung von Versickerungseinrichtungen ist das Arbeitsblatt A 138 
zu beachten. Des Weiteren dient hier der Mittelwert des kr-Werts von 1*10-4 m/s 
als Grundlage.  

Generell ist das anfallende Niederschlagswasser oberflächig und möglichst 
flächenhaft zu versickern. Hierbei sind die Vorgaben der Technischen Regeln 
zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das 
Grundwasser (TRENGW) und der Verordnung Erlaubnisfreie Versickerung von 
gesammelten Niederschlagswasser (NWFreiV) zu beachten.  

Sollten Bauwerke, wie z.B. Tiefgaragen und Keller in den Grundwasserkörper 
hineinreichen, sind diese wasserdicht auszubilden und auftriebssicher 
herzustellen. Für Bauwerke, die so tief gründen, dass ein Grundwasseraufstau 
zu erwarten ist, muss ein wasserrechtliches Verfahren durchgeführt werden. 
Gleiches gilt für eine eventuell erforderliche Bauwasserhaltung. 

Schutz vor Starkregenereignisse 

Gebäude können auch abseits von oberirdischen Gewässern Gefahren durch 
Wasser (z.B. Starkregenereignisse, etc.) ausgesetzt sein. Bei 
Starkregenereignissen und lokalen Umweltereignissen können Straßen und 
Grundstücke überflutet werden. Dies findet bei der Ausbildung von Kellern, 
etc. Beachtung.  

Durch die entstehende Bebauung darf es zudem zu keiner Verschlechterung 
bei wild abfließendem Wasser für Dritte kommen (§ 37 WHG).  

Bei Tiefgaragenein- und -ausfahrten sind diese baulich so auszuführen, dass 
zum Schutz vor Überflutung eine Überhöhung von 10 cm gegenüber der 
angrenzenden öffentlichen Straßenfläche ausgebildet wird.  

5.14 Artenschutz 
Aufgrund der vorgefundenen Strukturen gemäß der vorliegenden 
Relevanzprüfung vom 23.08.2021 und der vertieften Untersuchungen zu den 
Artengruppen Fledermäuse und Vögel sowie Flussmuschel gemäß des 
Fachbeitrags zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (Stand: 14.03.2022, 
DRAGOMIR STADTPLANUNG GmbH) sind folgende Vermeidungsmaßnahmen 
zu berücksichtigen. Dies ist erforderlich, um das Eintreten von 
Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG zu verhindern.  

Maßnahme V1: Überprüfung auf Fledermäuse vor Gebäudeabriss 

Maßnahme V2: Installation von insekten- und fledermausfreundlicher 
Beleuchtung 

Maßnahme V3: Zeitliche Beschränkung der Gehölzentnahme und des 
Gebäudeabrisses 
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Maßnahme V4: Vermeiden von Vogelschlag 

Maßnahme V5: Überprüfung auf Flussmuschelvorkommen vor Eingriffen 

Maßnahme V6: Erhalt der Wasserqualität und des Abflussregimes des Inninger 
Baches  

Die Berücksichtigung folgender Maßnahme wird empfohlen: 

FM1: Umweltbaubegleitung  

Für nähere und detailliertere Erläuterungen wird auf den Fachbeitrag (Stand: 
14.03.2022, DRAGOMIR STADTPLANUNG GmbH) verwiesen.  

Für alle anderen Arten kann ein Vorkommen und damit das Eintreten von 
Verbotstatbeständen sicher ausgeschlossen werden.  

5.15 Naturschutzfachlicher Ausgleich gem. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB 
Für Bebauungspläne gem. § 13 a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BauGB gelten gem. § 13 a 
Abs. 2 S. 4 BauGB Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplans 
zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt oder zulässig. Gem. § 13a Abs. 1 Ziff. 1 BauGB sind die 
Grundflächen mehrerer Bebauungspläne die in einem engen sachlichen, 
räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden mitzurechnen. 
Da der vorliegende Bebauungsplan den ersten Teilbebauungsplan für die 
Ortsmitte darstellt, sind für die Ermittlung der Grundflächen die voraussichtlich 
zulässigen Grundflächen im gesamten Planungsgebiet relevant. Für den 
vorliegenden Bebauungsplan nach § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB (> 20.000 m2 
– 70.000 m2 GR, mit Vorprüfung gem. Anlage 2) ist daher eine 
Ausgleichsermittlung erforderlich.  

Für die Grundstücke im Geltungsbereich des Bebauungsplans ergibt sich aus 
der Gegenüberstellung des bestehenden Baurechts nach § 34 BauGB und des 
zukünftigen Baurechts gem. des hier vorliegenden Bebauungsplans keine 
relevante Baurechtsmehrung. Im überwiegenden Teil des Planungsgebiets 
sind die Grundflächenzahlen, die der Bebauungsplan zulässt, bereits im 
Bestand ausgeschöpft. Demzufolge werden keine neuen, zusätzlichen 
Eingriffe nach dem hier vorliegenden Bebauungsplan ermöglicht, sodass 
keine negativen Auswirkungen bzw. Beeinträchtigungen durch den 
Bebauungsplan verursacht werden. Somit ist ein Ausgleich nicht erforderlich, 
da die zulässigen Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
sind oder zulässig waren (siehe § 1a Abs. 3 BauGB). Eine erhebliche 
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes oder der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts ist nicht zu erwarten.  

Innerhalb des Bebauungsplans werden des Weiteren 
Vermeidungsmaßnahmen festgesetzt, die mögliche Beeinträchtigungen 
reduzieren. Dies sind folgende Maßnahmen: 

• Zu begrünende und zu bepflanzende Flächen (80%:20% Rasenfläche: 
bienen- und insektenfreundliche Bepflanzung)  

• Pflanzung von einheimischen, standortgerechten Laubbäumen  
• Mindestpflanzgrößen und Güteanforderungen an zu pflanzende 

Gehölze 
• Sickerfähige Beläge  
• Renaturierung des Uferbereichs des Inninger Baches  
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5.16 Klimaschutz und Klimaanpassung 
Nach § 1a Abs. 5 BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen 
werden. Der Grundsatz ist in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu 
berücksichtigen.  

Maßnahmen, die dem Klimawandel Rechnung tragen 

Um auch bei zunehmenden Starkregenereignissen die Sicherheit innerhalb 
des Planungsgebiets zu gewährleisten, ist vorrangig eine dezentrale 
Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers auf dem Baugrundstück 
vorgesehen.  

Der zu erhaltende und bei Neubau herzustellende Baumbestand innerhalb 
des Planungsgebiets trägt zur Dämpfung von Temperaturextremen bei. Durch 
eine entsprechende Grünausstattung kann somit ein positiver Effekt für das 
lokale Kleinklima bewirkt werden.  

Innerhalb des Planungsgebiets verläuft der Inninger Bach, wodurch das 
Planungsgebiet zum Teil in einem vorläufig gesicherten 
Überschwemmungsgebiet liegt. Aus diesem Grund können bei 
Starkregenereignissen sowie lokalen Unwetterereignissen Straßen und 
Grundstücke überflutet werden. Dies sollte im Rahmen der Bauausführung bei 
der Festlegung von Erdgeschosshöhen bzw. der Ausbildung von Kellern, etc. 
Beachtung finden. Des Weiteren wird innerhalb des Bebauungsplans 
festgesetzt, die Fläche des vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiets 
von Bebauung freizuhalten.  

Im Rahmen der Bauausführung ist ebenso auf eine ausreichende 
Dimensionierung von Regenrückhaltevolumen zu achten, sodass auch bei 
Starkregen ausreichend Volumen zur Verfügung steht.  

Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken 

Durch die Erhöhung des Baurechts innerhalb des bestehenden Gebiets wird 
der Ausweisung neuer Baugebiete im unbebauten Naturraum vorgebeugt 
und so die Neuversiegelung von Außenbereichsflächen vermieden. 

5.17 Schallschutz 
Zum Bebauungsplan liegt eine schalltechnische Untersuchung des Ing.-Büros 
Accon, i.d.F. vom 28.04.2022 (Bericht-Nr. ACB-0422-226121/02) vor. 

Anlass für die Untersuchung stellen die neu ausgewiesenen Bauräume dar, die 
näher an bestehende Gewerbebetriebe innerhalb und außerhalb des 
Planungsgebiets heranrücken. Es wurde geprüft, ob durch die Festsetzungen 
des Bebauungsplans Einschränkung der gewerblichen Nutzungen in Hinblick 
auf den ordnungsgemäßen Betriebsablauf und hinsichtlich angemessener 
Weiterentwicklungsmöglichkeiten zu erwarten sind.  

Darüber hinaus wurden die zu erwartenden Geräuschimmissionen aus der 
nahe gelegenen Ortsdurchfahrt beurteilt.  

Die Orientierungswerte der DIN 18005 für Gewerbe- und Verkehrslärm sowie 
die wertgleichbaren Immissionsrichtwerte nach TA Lärm für Gewerbelärm 
werden an den bestehenden und geplanten Gebäuden im Plangebiet tags 
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und nachts eingehalten. Einschränkungen der gewerblichen Nutzungen sind 
nicht zu erwarten. 

Zudem wurden auch die Emissionen der Freiwilligen Feuerwehr, die aus dem 
täglichen Betrieb durch Übungen und Gerätewartung resultieren, sowie die 
Emissionen, die durch an- und abfahrende Pkw´s im Bereich des Parkplatzes 
der Gemeindeverwaltung auftreten, schalltechnisch untersucht. Eine 
Einschränkung der bestandsgeschützten Feuerwehrnutzung und 
Parkplatznutzung konnte ebenfalls nicht festgestellt werden.  

Zur Wahrung gesunder Wohnverhältnisse sind jedoch Anforderungen an die 
neuen Baukörper zu stellen. Aus diesem Grund wird festgesetzt, dass 
entsprechend der DIN 4109 (in der Fassung vom Januar 2018) für die Gebäude 
innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebiets die 
Mindestanforderungen von 30 dB für das gesamte bewertete Bau-
Schalldämm-Maß R`w,ges umzusetzen sind. 

6 Auswirkungen der Planung 

6.1 Städtebau 
• Ermöglichen einer ortsbildverträglichen Nachverdichtung 
• Erhalt und maßvolle Weiterentwicklung des bestehenden 

Gebietscharakters 
• Sicherung und Ergänzung von Fußwegeverbindungen zur Vernetzung mit 

der Umgebung 

6.2 Grünordnung (Umweltbelange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a), c) und d) BauGB) 
• Bei künftigen Bauvorhaben möglicherweise Verlust von Baumbestand; 

durch Ersatzpflanzungen zum Teil Kompensation dieses Verlusts  
• Berücksichtigung des Artenschutzes; Vermeidungsmaßnahmen im 

Bebauungsplan erforderlich 
• Erhöhung der Versiegelung; Verlust von natürlichen Bodenfunktionen 
• Minimierung der Auswirkungen der Flächenversiegelung durch sickerfähig 

herzustellende Beläge bei Zufahrten, Wegen sowie offen gestalteten 
Stellplätzen in Form von z.B. Rasenfugenpflaster, Schotterrasen oder 
wassergebundener Decke auf den Grundstücken im Allgemeinen 
Wohngebiet  

• Weitgehender Erhalt der Grundwasserneubildungsrate durch sickerfähig 
herzustellende Beläge sowie dezentrale Versickerung 

• Maßnahmen zum Schutz vor Starkregenereignisse; von Bebauung 
freizuhaltendes vorläufig gesichertes Überschwemmungsgebiet; 
Renaturierungsmaßnahmen am Inninger Bach  

• Durchlüftung des Planungsgebiets durch Stellung der Gebäude 
unverändert; Minimierung der Auswirkungen auf das Schutzgut Klima durch 
Neupflanzungen von Baum- und Vegetationsstrukturen  

• Verdichtung der Bebauung in der Ortsmitte der Gemeinde; Einfügen in das 
Ortsbild, da Festsetzungen zu Gebäudehöhe, Dachform, und Bauräumen 
erfolgen  

• Soweit möglich Erhalt der biologischen Vielfalt durch Neupflanzungen von 
Baum- und Vegetationsstrukturen und Festsetzung einer insekten- und 
bienenfreundlichen Bepflanzung 
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• Aufgrund der Entfernung zu Schutzgebieten und Biotopen entstehen keine 
negativen Auswirkungen und keine erheblichen Beeinträchtigungen auf 
nationale Schutzgebiete und Biotope in der Umgebung.  

• Keine Betroffenheit durch Lärmbelastungen im Planungsgebiet;  
• Keine Betroffenheit der Erhaltungsziele und dem Schutzzweck von Natura 

2000-Gebieten  
• Keine Betroffenheit von Kultur- und Sachgütern  
• Überschreitung von Grenzwerten durch entstehende Emissionen kann 

verhindert werden  
• Zum jetzigen Planstand können keine genauen Aussagen zur Nutzung 

erneuerbarer Energien sowie zur sparsamen und effizienten Nutzung von 
Energie getroffen werden  

• Keine weiteren Wechselwirkungen zwischen den Belangen des 
Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) bis d) BauGB wie bereits 
beschrieben  

• Beseitigung des Abfalls erfolgt nach den örtlichen Vorschriften über die 
kommunale Abfallentsorgung bzw. den dafür zuständigen Betrieb; 
technische Ver- und Entsorgung grundsätzlich gesichert aufgrund der 
umliegenden Bestandsbebauung 

• Gemäß der Begriffsbestimmung des Art. 2 Satz 1 i.V. Art. 3 Seveso III-Richtlinie 
befindet sich weder ein Betrieb nach Anhang I im Planungsgebiet noch in 
der näheren Umgebung. Von einer Gefährdung oder erheblichen 
Beeinträchtigung kann nicht ausgegangen werden. Im Umkreis zum 
Planungsgebiet ist kein Betriebsbereich gem. §3 Nr. 5a BImSchG vorhanden. 
Insofern sind gem. §50 BImSchG hervorgerufene Auswirkungen aufgrund 
von schweren Unfällen im Sinne des Art. 3 Nr. 13 der Richtlinie 2012/18/EU in 
Betriebsbereichen auf benachbarte Schutzobjekte gem. §3 Abs. 5d 
BImSchG nicht zu erwarten. Von anderweitig möglichen, natürlichen 
Katastrophen im Hinblick auf starke Trockenheit und Dürre ist das 
Planungsgebiet nicht betroffen. Der Aspekt der Gefährdung durch 
Hochwasser oder Überschwemmung ist im Bebauungsplan ausreichend 
berücksichtigt.  

 


